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Streithelfer beigetreten auf Kldgerseite:

T e e ]
vertr. durch den Gesghiftsfﬁhrer “M

Prozessbevollmdchtigte: Rechtsanwalt ediiiymw,,

Gz: 09/00056

wegen Schadenargatz

hat das Amtsgericht Leipzig durch Richter am Amtsgericht Xaur
aufgrund der mindlichen Verhandlung vom 3,2.201¢

fir Reaoht arkannt,

L. Die Beklagte wird verurteilt, an den Klager 1.281,50 Euro
nebst 5 % Zingen ber dem Basiszinssatz hieraus seit dem

03.04.2002 sowie vorgerichtliche Rechtsanwaltskosten in
Hdhe von 96,20 Euro zu zahlen.

2. Die Rosten des Rechtsstreitag einschlieflich der Rosten
der Nebenintervenientin hat die Beklagte zu tragen.

3.  Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Hbhe . von
120 % des zu vollstreckenden Betrages vorlaufig voll-
streckbar,

Beschluss:

Der BStreitwerr wird festgesetzt bis 2zu einem Wert wvou
1.%500,00 Buro.
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Tatbestand;

Die Parteien streiten tber Restanspriche aug einem Ver-
kehrgunfall vonm 25.10.2008 auf der Wilschdorfer Landzstrage
auferorts Richtung . Moritzburg. Der Kliger begehrt Restent-
schadigung wegen angefallener Mietwagenkosten fir ein Ersatz-

fahrzeug sowie den Ereatyg auBergerichtlicher Rechtsanwalts.
kosten,

Der alleinige Unfallverurs.acher, Herr __—,

unterhielt zur Zeit desg Unfalles bei der Beklagten flr das
unfalluredchliche Fahrzeug eine Haftpflichtvexsicherung. Die
Unfallkosten in Porm von Reperaturkosten, Gutachterkosten und
einer Unkogtenpaugchale wurden von der Beklagten bej einer
Haftungsquote von 100 %, ohne Einwand dgegen dsn Haftungsgrund
oder die Haftungshdhe, bereits beglichen. Auf @rund des
Unfallereignigsesg stand dem Kldger wegen der Begchadigung
und der deswegen erforderlichen Reparatur seines Kfz, eines
Ford FT 300 M TDE Lkw, 74 W, dieses wvom 28.10.2008 bis
einschlieRfYich 12.11.2008 nicht zur verfigung. Der Kl&ger hat
aus  diesem Grund bei der Steithelferin am 28.10.2008 Dis
einschlieflich 12.11.2008 ein Ergsatzfahrzeug angemietet. Das
verunfallte Fahrzeug war der Gruppe 7-Transporter angehdrig,
dem Kldger gegentber wurde ein gruppentieferes Fahrzeug abge-
rechnet, bpie Streithelferin stellte dem Kliger fir den Miet-
Zeitraum einen Gesamtbetrag von 2.449,83 Euro in Rechnung. In
diegem Rechnungsbetrag gind die Mietwagenkosten in Héhe von
1.636,50 Buro (7 Tage & 112,50 Euro, 7 Tage a 102,00 Euro,
2 Tage & 67,50 Eure) und 16 ‘Page Haftungsbefreiung 4
25,00 Euro (400,00 Euro), Zustell- ypd Abholkosten in Héhe
von 60,00 Euro sowie 19 % MwSt (358,33 Euroe) enthalten. Be-
ziglich dieser Mletwagenkosten hat die Beklagte, mit Einwand
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gegen die Haftungshdhe, bisher einen Betrag von 815, 00 Buro
geleistet. Den verleibenden Differenzbetrag (abaliglich Mwst)
in Hbhe von 1.281,50 Euro mahnte der Klager mit Schreiben vom
27.01.2009 unter Fristgetzung bils zum 11.02.2009 gegeniber
der Beklagten an. Den Eintritt in die weitere gchadensregu-
lierung lehnte die Beklagte mit Schreiben vom 17.02.2000 ab.

Dex Klager trdgt vor, er betreibe zum eimen ein gewerbliches
Unternehmen zum Vertrieb und der Reparatur von Haushalts-
technik und zum anderen ein Breitbandkabelnetz, Der Klager
tragt weiter vor, er sei zur Aufrechterhaltung vorgenannter
Unternehmen auf die Anmietung des Ersatzfahrzeuges wihrend
deg gegamten Zeitraumes angewlesen gewesen, Insbesondere habe
er auch an den Wochenenden ein Ersatzfahrzeug bendtigt.
Der Geschaftsbetrieb, mo der Kliger, sei von Montag bis
Samstag gedffnet und er 1liefere immerhalb dieser Zeit, also
grundsatzlich auch samstag, Gerate an Kunden aus. Auch
wahrend des einschlégigen Mietraumes an den Samstagen (01.11
und 08.11.) se}i das Geschdft gedffnet gewesen und exr seinem
vorbezeichneten Qewerbe nachgegangen. Des Weiteren behauptet
der Klager, im Rahmen des Betriebs des Breitbandkabelnetzes
einen  24-Stunden-Bereitschaftsdienst mit Notrufnummer zu
unterhalten. Er misse deswegen immer, insbesondere auch am
Wochenende, ffir den Notfall gertustet sein. Um entgprechende
Schaden beheben zu kénnen, eei er auf die entsprechenden
Werkzeuge, Kabel und Messauvarlstungen angewiesen, welche in
einem Pahrzeug zum Einsatzort transportiert werden miggten,
80 dass er auf die Vorhaltung eines (Exsatz-) Transporters
ewingend angewiesen sei, Der Klager tragt =zudem vor,
dags die Anmietung des Ersatzfehrzeuges in Relaticnen zu
den Gewinnen der Unternehmen steht, da der Gewinnausfall
sowie ein etwaiger $chaden wegen des Verlustes wichtiger
Kundenbeziehungen bzw. der méglichen Zahlung einer Konven-
tionalgtrafe wund weiterer Schadenersatzanspriche erheblich
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hoher gewesen wire, als die entstandenen Mietkosten fir das
Ersatzfahrzeuyg, Der Kldger trigt weiter vor, er habe kein
zusitzliches privates Ersatzfahrzeug besessen und habe an
den 16 Nutzungstagen eine Gesamtfahrleistung und damit einen
angemsegsenen Fahrbedarf wvon 640 km gehabt. Er behauptet,
die Angemessenheit und Ortsiblichkeit dar Mietwagenkosten
sel anhand des Mietpreisspiegels der Schwackeliste zzgl,
der Gblichen Nebenkosten =zu ermitteln. zudem sei, wegen
der unfallbedingt exbrachten Mehrleistungen der von der
Streithelferin mangels vorliegender Sicherheit zu tragenden
Rislken, ein unfallbedingter Aufachlag in Héhe von 20 % auf
den Mietpreis vorzunehmen. Der Kliager behauptet, er habe
der 1ihm obllegenden Schadensminderungspflicht hinreichend
Rechnung getragen, denn es handele gich bei den angefallenen
Mietkosten um ortsublich und angemessene Kosten im Sinne
des Normaltarifes und gerade nicht wm einen Uberhéhten
Unfallersatztarif. Hr tragt weiter vor, ar habe sie auch
nicht nach weiteren Tarifen bei Dritten erkundigen miiesan,
da die Mietkosten foir das Ersatzfahrzeug ja gerade keine
erkennbare und erhebliche Abweichung =zu einem ortgiblichen
Normaltarif darstellten. Insbesondere behauptet der Klager
auch, dass er bei der Firma Europcar Autovermietung kein
entsprechendes Ersatzfahrzeug zu sinem Gegamtmietpreis von
791,71 Buro erhalten hétte. Hierbei handele es sich nicht um
den Gesamtmietpreis einachlieflich aller Nebenkosten im Sinne
des Normaltarifs, sondern vielmehr um ein Sonderangebot, wel-
ches der Klager wegen der Unvorhersehbarkeit des Unfalls und
der tatsachlichen Dauer der Reparatur nicht in Anspruch hitte
nehmen Kénnen, da das Angebot u. a. eine Vorreservierung,
Buchung und Vorauszahlung mittels Kreditkarte und die Nennung
¢ines konkreten Anmietzeitraumes voraussetzt und zudem weite-
re Nebenkosten anfallen wirden., Zudem habe er sich auch nicht
auf solch ein Billigst- oder Pauschalangebo:r verweigen lassen
missen, da Vergleichsegrundlage gerade der Noxmal-/ Standart-/
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Selbstzahltarif sei. Darlber hinaus tragt der Klager vor,
er wmel berechtigt gewesen zu einem Tagespreis anzumieten,
da ihm zum Anmietzeitpunkt des 28.10.2008 der targ&chliche
Anmietzeltraum nicht bekannt war. Er habe diesbeziiglich weder
eine Erkundigungepflicht, noch habe es ihm auferlegt werden
kdénnen, eine pauschalierte und rabattierte Anmietung vorzu-
nebnen. Ereparte Eigenaufwendungen seien nicht zu befﬁcksich—
tigen, da er ein gruppentiefer abgerechneteg Ergatrzfahrzeuq
angemietet habe.

Auch gei die Vollkasko erstattungsféhig, da auch sein tigenes
Fahrzeug vollikaskoversichert gewesen sei und es sich hierbei
um Ubliche Nebenkosten handele. Deg Weiteren kdnne er auch
die Rechtsanwaltskosten geltend machen. Die Rechtgschutzver-
slcherung habe diese zwar beglichen; ihm sei aber der An-
Spruch wirksam abgetreten wurden.

Der Klager iast der Rechtsansicht, dass ihm die weiteren
Mietwagenkosten inklusive der Haftungsbefreiung gem. der
§§ 7 StVG, 115 Abs. 1 &. 1 Nr. 1 vvg, 1 PflichtversG, 2495 BGB
sowie die Kosten fir die auBergerichtliche Tatigkeit seines

Rechtsanwalts nach den §§ 280 Ab&.1 und Abs, 2, 286 BGB zu-
gtehen.

Der Kl&ger beantragt :
Die Beklagte wirgd verurtetile, an  den  Klager
1.281,50 Euro nebst 5 % zins GUber dem BRasiszinsgatg
pPer anno hieraus geitr Rechtshingigkeit sowie weitere

vorgerichtliche Rechtpanwaltskosten in  Hdhe von
96,20 Eurc zu bezahlen.

Die Beklagte beantragt -

Dle Klage wird abgewiesen.
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Die Beklagte behaupter, es handle sich bei den vom Kliger
erzielten Einnahmen nicht um  solche aug einer gewerblichen
Tatigkeit des Klagers, die gzur Aufrechterhaltung deg
Betriebg die Anmietung eineg Ersatzfahrzeuges {gerade
auch  am Wochenende) erforderlich machte. ks gei nicht
ersichtlich, aus welcher Tatigkeit die Einnahmen erzielt
wurden; wobei die Beklagte auch vortragt, der Kldger habe
Uberhaupt keine vertraglichen Verpflichtungen beziglich deg
Breitbandkabelnetzes, da er keing Vertragepartnar habe. Die
Beklagte trAgt weiter vor, es sel aus diesem Grunde auch kein
"24—stunden—Bereitschaftsdienst" erforderlich und erst recht
sei flir einen etwaigen Notdienst, bezliglich deg Umfanges
des vermeintlich erforderlichen Werkzeugs, nicht die Vorhal-
tung eines Traneporters notwendig. Der Kliger sei bei den
Unternehmungen aleo gerade nicht auf sténdige Mobilitdt und
damit die Anmietung eines Fahrzeugas angewiesen gewegen. Die
Beklagte behauptet, der Ausfallschaden des klagerischen Fahr-
Zeuges habe den begehrten Mietwagenaufwand nicht entgprochen
und ebenso wenig der Mietwagenpreis den tats&chlichen Gewinn.
Eine verhaltnismdfige Relation SOnSt entgangener Gewinne und
der Mietwagenkosten 8ei, so die Beklagte, nicht gegeben. Die
Mietwagenkasten geien zudem nichg angemegsen, da sie nicht
den anhand vom Frauenhofer Institut in Verbindung mit den
Erhebungen won pr. gzinm ermittelten Preisen enctgprichen und
gerade diese Bewertung (und nichr der Mietpreisspiegel der
Schwackeliste) die richtige und maggebliche Grundlage sei.
Die Beklagte behauptet weiterhin, der Klager sei sainer
Schadensminderungapflicht dadurch nicht nachgekommen, dass er
das Ersatzfahrzeug nicht Uber dag Wochenende Zurdckgegeben
habe, was ihm aber ohne Mehrkosten méglich gewesen sei. Des
Weiteren tragt die Beklagte vor, sei der Klager verpflichtet
gewesan, vor der Anmietung dea Breatzfahrzeuges bhei der
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Streithelferin weitere Vergleichsangaebote einzuholen., Hier-
bei, so die Beklagte weiter, sei sie auch mit einzubeziehen
gewesen, da sie ein Ersatzfahrzeug zu einem Preis hatte
vermitteln kdmnnen, bei dem der bereits gezahilte Betrag von
815,00 Buro ausreichend gewesen wire, Insbegsondere sei bei
der Firma Eurcpear die Anmietung eines hdherwertigen Ersatz-
fahrzeuges beraits zu einem Preis von 719,71 Buro méglich ge-
wesen, so dass der von der Streithelferin gegenber dem KR1a-
ger mit Rechnung vom 17.11.2008 geltend gemachte Betrag etwa
3 %-fach hoher wire und somit nicht nach dem Normaltarif,
sondern nach dem Unfallersatztarif abgerechnet worden sei. Da
hier nach dem Unfallergatztarif abgerechnet worden sei, ohne
dass der Kliger und die Streithelferin eineq bestimmten preis
vereinbart hitten, sei lediglich der gingtigste erreichbare
Preis geschuldet. bpie Beklagte behauptet auch, dey Kliger
habe gar keinen Fahrbedarf im Sinne einer Gesamtfahrleistung
von 640 km gehabt, Weiterhin triagt die Beklagte vor, habe
sich der xliger eine Eigenersparnie von' 10 5 anrechnen zuy
lassen. Die Beklagte tragt letztlich vor, dass dem Kliger
beztglich der geltend gemachten auBergerichtlichen Rechtsan-
waltskosten die Akrivlegitimation fehle, da die Rechtsschutz-
vergicherung diesge Kostep Lragen. Eine Rickabtretung baw.
Prozessstandschaft bezfiglich dieser Kosten sei nicht gegeben.
Zudem Dbehauptet die Beklagte, dasgs beztiglich der aukerge-
richtlichen Tatigkeit keine Rechnuny gelegt wurde und es so-
mit bereits am Schaden fehle bzw, es zumindest beztiglich die-
ser Pogition an der Falligkeit fehle.

Der Klager verkindete der Streithelferin dureh Schriftsatsg
vom  25.03.2009, zugestellt am 04.04.2009, den Streit. Diese
erkldrte mit Schriftsatg vom 17.04.2009, eingegangen bei

Gericht am #2.04.2009, den Beitritt 2Wn Rechtsstreit auf der
Seite des Kligers.
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Das Gericht hat Beweis erbhoben, durch uneidliche Einvernahme
der  Zeugen g EEIN un( CEENSRE Bezliglich der
Beweisthemen und der Ergebnisse sowie beziiglich des Verlaufs
der mindlichen Verhandlung wird auf die Protokolle der
Hauptverhandlungen wvom 08.07.200% und 03.02.2010 verwiegen,
Zum Tatsachenvortrag im Ubrigen wird auf die gewechselten
Schriftsdtze nebst Anlagen Bezug genommen . '

Entscheidungsgriinde:

Die Klage ist begrindet .

1.)
Ver Klager hat gegen den Beklagten einen Anspruch auf Zahlung
ven weiteren Mietwagenkogten in Héhe von 1.281,50 Euro gem.

der §§ 7 stvg, 115 2bs. 1 8, 1 Np. 1 VWG, 1 pflichtversa,
249 BGE,

Eim Einzelnen:-

Die Beklagte hat unstreitig, auf Grund des Verkehraunfalles
vom 25.10.2008 auf der Wilechdorfer Landstrage auferorts
Richtung Moritzburg, wegen alleiniger Unfallverursachung
durch ihren Versicherungsnehmer Matthias Reithmeier in Héhe
von 100 % f0r dem verursachten Schaden aufzukommen.

Dies betrifft die weiteren Mietwagenkogten in Hohe won
1.281,50 Euro.
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Nach E 249 Abs. 2 8. 1 BGB hat der Ergatzpflichtige den
2ur Wiederherstellung erforderlichen Geldbetrag zu leisten.
Nach standiger Rechtssprechung des BGH sind dies diejenigen
Aufwendungen, die ein veretindiger, wirtechaftlich vernfinftig
derkender Mensch in der Lage des Gepchddigten flir notwendig
und zweckmdfig halten durfte. Bestehen mehrers Wege zur
Herstellung, hat der Gegchadigte im Rahmen des Zumutbaren den
wirtschaftlicheren zu wahlen. CGrundsatzlich ¢ind die geltend
gemachten Mietwagenkosten zu ersetzen, da der Xliger sein
Fabrzeug auf Grund des Unfalles und der aus diesem Grund
erfordelrichen Reparatur nicht nutzen konnte (vgl, Palandt,
69. Auflage, § 249, Rn 31 und 33).

a)

Der Klager war auf die tagliche Nutzung des Ereatzfahrzeugs
angewiesen.

In Bezug auf den Betrieb des Ladengeschafts bestand ein sol-
ches Erfordernis nicht. Zwar steht auf Grund der vorgelegten
Gewerbeummeldung und Aussage des Zeugen sumlh fest. dass der
Klager ein Ladengeschift betreibt und dass dies entsprechend
der Zeugenaugsage auch am Bamstag gedfinet ist, Jjedoch
erfordert der im Rahmen des Betriebes dieges Ladengeschiftes
angebotene Service der Anlieferung von Elektroartikeln an
den Kunden nicht, dass ein Lkw {(Traneporter) auch tber das
Wochenende vorgehalten wird. Rir Gerdte, die inmerhalb der
Woche gekauft werden, wire eine Auglieferung auch bis zum
Freltag Abend mdglich gewesen; fur Gerdte, die tatsachlich
erst am Freitag oder Samstag gekauft worden waren, ware
die Anlieferumg beim Xunden Anfang der nachsten Woche
ausreichend, denn es 1st, was gerichtsbekannt sein dirfte,
untypisch, dass ein bestelltes Gerit noch am Tage dex Bestel-
lung angelilefert warden muss.
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Zur Uberzeugung des Gerichtes steht auf Grund der Vernehmung
des Zeugen Ollver Stein jedoch fest, dass fQr den Kliger
im Bezug auf die vVornahme von Elektroingtallationen und
den Betrieb eines Breitbandkabelnetzes die Anmietung eihes
Transporters als Ersatzfahrzeug (auch an den Wochenenden)
hotwendlg war. Dex Zeuge hat sehr glaubwlrdig, detailreich
und  widerspruchslos erklart, dass der Klidger u. a.
mit Elektroinstallationen und  einem Breitbandkabelnetz
beschaftigt ist. 1In Bezug auf die Elektreoinstallationen
und das Breitbandkabelnetz unterhalt der Kléger vertragliche
Beziebungen u. a., zu einem Altepheim aber auch in Begug auf
ein gaunzes Wohngebiet. Nach der Aussage des Zeugen Stein
wird im Rahmen der Elektroinstallationen u. &, auch eine
Gaststdtte betreut, bei der ein Anruf kommen kann, dags der
Herd repariert werden muee oder eine Sicherung entsprechend
auszuwechgeln ist, Der Zeuge hat zudenm dargetan, dase im
Rabmen dez Baetriebes des Breitbandkabelnetzes die Benachrich-
tigung wund Anforderung des Klagers jederzeit auch an den
Wochenenden méglich sei. Aus diesem Grund sei nach Aussage
des Zeugen GNP auch eine Notrufnummer eingerichtet. Der
Zeuge hat weiterhin erkl&rt, dass der Klager dis anfallenden
Arbeiten im Rahmen des Notdienstes meist allein ausfihrte.
Der Zeuge war um die Wahrheit bem@ht und hat auch Unsicher-
heiten klar zu erkennen gegeben. So hat er insbesondere
erkldart, dass er sich nicht daran erinnern konne, ob die im
Rahmen eines Notfalla gemeldeten Schaden entsprechend in der
vertraglichen Vereinbarung innerhalb wvon 12 oder 24 Stunden
behoben werden mussten. Zudem hat der Zeuge erklart, dass er
sich auch nicht mehr daran evinnern kénnte, ob auch an den
streitgegenstandlichen Wochenenden (01.11. und 08.11.2008)
solche Notfalleinsitze erfolgten. Der Zeuge hat des Weiteren
sehr glaubwlrdig dargetan, dass die Anmietung eines ILkw
(Transporter) erforderlich war. Er hat erklart, dass dag ge-
samte Werkzeug, das fir die Tatigkeit im Rahmen desg Betriehes
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Notwendigkeit wund Zweckmifiigkeit geniogt der Geschiddigte,
wenn er darleqgt und erforderlichenfalls beweist, dass
ihm unter BerQcksichtigung meiner individuellen Erkentnisse
und Einflussmdglichkeiten im Rahmen des Zumutbaren nichr
moglich wax, auf dem értlich und zeitlich relevanten Markt
ein Ergatzfahrzeug preisginstiger zu mieten. Dabei ist dar
Geschadigte zur Binholung von Vergleichsangeboten zu dem
streitgegenstandlichen Tarif vor der Anmietung verpflichter,
wern er Bedenken gegen die Angemessenhelt des ihm angebotenen
Tarifs hHaben muss. Davon igt auszugehen, wenn der angebotene
Tarif erkennbar erheblich von den in der schwackeliste ange-
zeigten Tarifen nach oben abweicht (Abweichung ab einem Be-
trag von 50-100 % zu &rtlich fiblichen Normaltarifen). Das ist
vorliegend nicht der Fall. Dabei ist auszugehen von den in
Rechnung gestellten Tarifen, die vorliegend geltend gemacht
werden. Dag verunfallte Fahrzeug war der Gruppe 7 angehoérig
und die vom Klager angemieteten Fahrzeuge wurden eine Gruppe
tiefer abgerechnet. Hierbei war der Kliger auch berechtigt
zZU einem Tagesmietpreig anzumieten, da ihm der tatgachliche
Anmietzeitraum zum Zeitpunkt der Anmietung nicht bekannt war
und auch nicht abschlieRend absehbar war, wie lange er das
Mietfahrzeuy bendtigte. Insbesondere war dem Kldger nicht
auf Grund des Gutachtens des Sachverstindigen Herrn eiigiills.
vom 28.10.2008 die wochenweisge Anmietung des Ergatzfahrzeugs
méglich, da die genaue Reparaturdauer nicht ersichtlich war,
sondern hier lediglich ein "ca.-Betrag" von 8 bis 10 Arbeits-
tagen angegeben wurde. Der von der Streithelferin abgerechne-
te Tagespreis von 112,50 Eurog netto: (133,87 Euro brutto) fur
die ersten 7 Tage liegt unterhalb des Normaltarifs flr Gruppe
7-Transporter von bisa zu 145,00 Euro prutto. Dar Kiager
brauchte daher keine Bedenken gegen die Angemessenheit der
Mietwagenkosten zu baber, hier wurde nach dem Normal- und
nicht nach dem Unfalltarif abgerechnet.
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Das gilt auch £0r die weitere Anmietung. Die wvon der
Streithalferin weiterhin geltend gemachten Tagessitze von
102,00 Eurc wund 67,50 Euro liegen ebenfalls unterhallb des
Normaltarife fir die Gruppe 7-Transporter der Schwackeliste.

Dabei waxr auch nicht, wie von der Beklagtenseite vorgatragen,
die Bewertung anhand des Gutachtens von Dr. Zinn oder der vom
Frauenhofer Institut ermittelten Prelse zu Grunde zu legen.
Die Beklagte hat schon nicht mit konkreten Tatsachen aufzei-
gen konnen, dass geltend gemachte Mangel der Schwackeliste
sich auf den zu entscheidenden Fall auggewirkt hadtten (Urteil
des BGH v. 11.03.2008, VI 2R 164/07) . zundchst 1liegen die
Durchschnittspreise der Tarife des Frauenhofer Instituts
unter den sich aus der Schwackeligte 2006 errechneten Normal-
tarifen. Nieht zu verkennen ist auch, daes die Exrgebnisse deg
Preisgpiegels des Fravenhofer Instituts auf einer anncnymen
Befragung beruhen, wahrend die Tarife der Schwackeliste auf
Grund einer Selbstauskunft der Vermieter, in Kenntnis dessen,
dass die  Angaben zurx Grundlage einer Marktuntersuchung
gemacht werden, zu Stande gekommen gind. Den daraus durch
die Beklagte abgeleiteten Schluss, der Marktpreisspiegel des
Frauenhofer Insgtituts sei der Schwackeligte dberlegen und
stehe deren Anwendung entgegen, kann jedoeh nicht gefolgt
werden. Der Marktpreisspiegel deg Frauenhofer Instituts raumt
zundchst  unpbestritten ein, dage die Datenbereitstellung der
Studie ohne Anspruch auf Richtigkeit, Aktualitit und vVoll-
standigkeit erfolgt ist., Auch igt avgichtlich, dass dieger
Marktpreissplegel auf sehr viel weitrdumigere Postleitzahlen-
gebiete die Durchschnittspreige zusammenfasst, als dies bei
der Schwackeliste der Fall ist, die nach den ersten 3 Ziffern
differenziert und so reglonale Unterschiede erfasst. Zudem
ist festzustellen, dass sich die Erhebung des ' Frauenhofer
Institutes zu einem GroRteil auf Bogenannte "lnternetpreige"

stiitzt und damit zumindegt telilweise Tarife erfasst werden,
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welche eine Vorbuchungseeit voraussetzen, was beil den
"Vor-Ort-Tarif" regelmdfRig nicht der Fall ist. Die Schwacke-
Mietpreigliste kann sich hingegen auf cine grofe Anzahl von
Befragungen und bericksichtigter Preise statzen. Soweit sich
daher die Beklagte auf die vom Frauenhofer Tnetituts angege-
benen Mietwagenpreise statzt, kann daraus nicht geschlossen
werden, dass es zu diesen Preimen tatsichlich eine Anmietung
hatte erfolgen koénnen., Eine Gagsamtbetrachtung fihrt daher
zu dem Ergebnis, dass auch der Hinweis der Beklagten auf
die Frauenhofer-Tabelle niche augreicht, um dem Schwacke-
Mietpreisspiegel die Crundlage als im Rahmen des § 287 ZPO
geeigneten Schitzungsmafstabes zu entziehen.

Dies ist auch durchaus erkennbar an der vielzahl der unter-
schiedlichen Rechtssprechung, die =0 wohl die Schwacke-
Miet-

preisliste als auch dia Erhebungen des Frauenhofer Institutes
als schatzungsmafstab bestdtigen.

Der Klager war auch nicht verpflichtet, ein Vermittlungsan-
gebot der Beklagten in Anspruch zu nehmen (BGH Beschlugg v.
13.01.20039, VI ZR 134/08). Auch hatte der Klager nicht ein
von der Beklagten entsprechend vorgelgtee Sonderangebot von
Europcar in Angpruch nehmen miissen und kénnen. Zu einem hitte
er dieses Angebot wegen der Unvorhersehbarkeit des Unfallg
gar nicht in Anapruch nehmen kénnen, da dieses Angebot u.
a. einer Vorreservierung, Buchung und Vorauszahlung mittels
Kreditkarte und die Nennung einas kopkreten Anmiatzeitraumes
vorausselzt. Zum anderen handelt es sich bel diesem Angebot
gerade nicht um ein solches im Sinne des Normal-/ standart-/
Selbstzahltarifs, Vielmehr liegt darin ein Sonderangebot, da
es wegen der besseren Planbarkeit (Vorreservierung) und Zu-

sicherung von Liquiditat (Vorauszahlung) einen Preimnachlass
gewahren kanmn.
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5.000,00 Euro einhergehen warde. Hinzu kamen des Welteren
der Verlust wvon Rundenbeziehungen sowie die mégliche Zahlung
von Xonventionalstrafe und weiterer Schadenersatzanapriiche
der Auftraggeber. zZudem hat dep Zeuge GNP im Bezug auf
die Einnahmen des Klagers glaubwirdig und widerspruchslos
erklart, dass fiOr ihn aus der Finanzbuchhaltung wund den
Jahregabachliissen bekannt ist, dass der Kliger im Iraglichen
Zeltpunkt der Anmietung des Ersatzfahrzeuges Ungatzerlése, d.
h. auf drund des verkaufes von Waren und Rechnungslegungen
aus selnem Ladengeschaft hatte und des Weiteren auch Bin-
nzhrwen von Gebihren von Kabelfernsshn erzielt wurden. Hinzu
kommt die Besonderheit, dass der Rlager, wie oben bereitg
festgeatellt, im Rahmen deg von ihm betriebenen Notdlenstes
zur dauerhaften Vorhaltung des Ersatzfahrzeuges angewiesen
war, da er ja gerade nicht voraussehen kann, wann ein solcher
Notdienst angefordert wird oder nicht.

3.)

Ferner kann der Klager die aufregerichtlichen Rechtsan-
waltskosten in  Héhe von 96,20 Euro gem. der §§ 280 Abs. 2,
286 Abs. 1 BGB erstattiet verlangen. Die Kosten wurden zwar
zundchst von der Rechtisschutzversicherung des Kligers {ber-
nommen. Die Rechtsschutzversicherung hat die vorgerichtlichen
Rechtsanwaltskosten aber dann mit Schreiben vom 13.05.2009
Zur Geltendmachung im eigenen Namen an den Kldger abgetreten.
Dieser hat die Abtretung seinerseits mit Schreiben wvom
25.05.2009 angenommen. Das Gerlcht ist, auf Grund der
vorgelegten Hrklfrung zur Abtretung dieser Forderung, der
Uberzeugung, dass far dle aufergerichtliche Titigkeit des
Rechtsanwaltes des Klagers Rechnung gelegt wurde, diese
Kosten auch gezahlt wurden und somit ein Schaden vorliegt.
Dieser Anspruch ist, entgegen der Aneicht der Beklagten auch
beraits f&allig. Die Kosten beziehen sich augschlieflich auf
das auBergerichtliche Tatigwerden des Rechtsanwaltes. Diesas

- 18 -
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ist mit Binreichung der Klage bei Qericht beendst gewesen,
80 dass die auBergerichtliche Angelegenheit im Sinne des
§ 8 Abs. 1 8. 1 RVG auch beendet ist.

4,)
Der Zinsanspruch ergibt gich aus den §§ 280 Abs. 2,
286 Abs., 1, 288 abs. 2, 291 BGB.

IT.

Die Kostenentscheidung beruht auf den §8.91, 101 ZPO entspre-
chend dem Unterliegen der Beklagten.

Die Anordnung dex vorldufigen Vollstreckbarkeit ergibt sichn
aus § 709 ZPO und die Hdhe des Streitwertes gem. § 3 ZPO aus
der Hohe der geltend gemachten Forderung.

Kaut
Richter am Amtgsgericht

Fir den Gleichlaut der Aus-
ﬁertlgung mit Aer- Urschrift.

hélelg*_dan &'3'2U10

L ah-%:;
/. Kéhn Ve
Urkundsbeamten s
der Geschéftsatella



Inhaltsangabe:

Aufklarungspflicht

Schwacke-Automietpreisspiegel

Fraunhofer-Mietpreisspiegel

Pauschaler Aufschlag fir UE

Haftungsreduzierung

Winterreifen

Zustellung/Abholung

2. Fahrer

Eigenersparnis-Abzug

Mietwagendauer

Direktvermittiung

kd

Rechtsdienstleistungsgesetz/RBerG

Mietausfall

245D, ens 7

]



	Schaltfläche10: 
	Schaltfläche11: 
	Schaltfläche12: 
	Schaltfläche13: 


